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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Allianz für Innenstädte 

Örtlichen Einzelhandel stärken – 
Innenstädte und Ortskerne beleben 

Der Einzelhandel befindet sich in ei-

nem enormen und dauerhaften Um-

bruch: Der demografische Wandel, 

ein immer stärker boomender On-

line-Handel, die Ausdünnung der 

Nahversorgung, speziell im ländli-

chen Raum, sowie neue Trends im 

Einkaufsverhalten bewirken eine 

Erosion des inhabergeführten und 

stationären Einzelhandels. Insbe-

sondere durch den zeitlich wie regi-

onal grenzenlosen Online-Handel 

konkurriert jedes Einzelhandelsge-

schäft in unseren Innenstädten mit 

der ganzen Welt. Folgen sind vieler-

orts steigende Leerstände, ein mo-

notones und austauschbares Stra-

ßen- und Geschäftsbild und damit 

verbunden ein „Ausbluten“ unserer 

Innenstädte und Ortskerne.  

 

Nach Schätzung des Handelsver-

bands Deutschland (HDE) stehen bis 

zum Jahr 2020 bis zu 50.000 weitere 

Einzelhandelsgeschäfte, insbeson-

dere in strukturschwachen Kommu-

nen, zur Disposition. Betroffen sind 

nicht nur Nebenlagen, sondern zuneh-

mend auch sogenannte A-Lagen in 

Städten und Gemeinden. Einher ge-

hen die Schließungen oft mit Aufgaben 

in weiteren Branchen, wie der Gastro-

nomie oder der Hotellerie. 

 

 

Diese „Abwärtsspirale“ in vielen Innen-

städten betrifft auch die Ausdünnung 

der Nahversorgung, insbesondere in 

strukturschwachen ländlichen Regio-

nen. Der Einkauf von Lebensmitteln 

„um die Ecke“ gehört dort längst der 

Vergangenheit an. Nicht selten müs-

sen Fahrten mit dem eigenen Pkw, so-

weit dieser überhaupt vorhanden ist, 

von 10 Kilometern und mehr in Kauf 

genommen werden, um Güter des täg-

lichen Bedarfs zu besorgen. Eine Nah-

versorgung, also eine Versorgung im 

fußläufigen Umkreis von maximal 500 

bis 1000 Metern, gibt es immer weni-

ger. Neben dem „Tante Emma Laden“ 

finden sich in den betroffenen Orten 

auch keine Schulen und Arztpraxen 

mehr und auch ein Breitband-Internet 

fehlt. Das grundgesetzliche Postulat 

von der „Gleichwertigkeit der Lebens-

verhältnisse“ klingt daher insoweit oft 

wie Hohn. 

 

Um Abwärtsspiralen gerade in unse-

ren Innenstädten und Ortskernen ent-

gegenzuwirken und für einen starken 

und vitalen Einzelhandel Sorge zu tra-

gen, sind die Kommunen und der Han-

del gefordert. Sie müssen „an einem 

Strang ziehen“. Gemeinsames Ziel 

muss sein, Innenstädte und Ortskerne 

attraktiv    zu    erhalten   oder     wieder
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attraktiv zu machen. Hierzu gehört 

auch die Sicherung der Nahversor-

gung der Bevölkerung. 

 

Online-Handel wächst weiter 

 

Die aktuellen Zahlen des Handels 

belegen, dass der Online-Handel 

ein wesentlicher Wachstumstreiber 

der Handelsbranche bleiben wird. 

Für das Jahr 2017 ist mit einer Er-

lössteigerung des Online-Handels 

um weitere 10 Prozent auf 48,8 Mil-

liarden Euro zu rechnen. Dies 

macht dann schon annähernd 10 

Prozent aller Einkäufe aus. Dieser 

Gesamtwert verwischt die Tatsa-

che, dass in einigen Branchen und 

insbesondere Produktgruppen der 

Online-Handel bereits der domi-

nante Vertriebskanal ist. So werden 

beispielsweise 30 Prozent der Wa-

ren aus der Produktkategorie „Klei-

dung und Schuhe“ online erworben 

(ibi research 2017). Die dynami-

sche Entwicklung des Online-Han-

dels hat inzwischen auch den Be-

reich der Lebensmittel erfasst. Der 

Handel rechnet hier im Jahr 2018 

mit einem Plus von rund 20 Pro-

zent, wenn auch auf niedrigem Ni-

veau. Handel und Kommunen müs-

sen sich daher diesen Verände-

rungsprozessen stellen. 

 

Der Handel funktioniert nur mit 

und nicht gegen das Internet 

 

Der Einzelhandel steht vor der Her-

ausforderung, eine stärkere Ver-

zahnung zwischen stationärem Ge-

schäft und dem Online-Handel vor-

zunehmen. Denn die meisten Kun-

den praktizieren heute einen „Multi-

Channel-Handel": Sie kaufen so-

wohl lokal wie über das Internet ein. 

Diese Entwicklung hat auch der 

Online-Handel bereits aufgegriffen. 

Immer mehr Online-Händler eröff-

nen stationäre Geschäfte auch in 

den Innenstädten. Umgekehrt sind 

aber auch die stationären Händler 

herausgefordert, den Kunden ein 

digitales Angebot zu offerieren. 

 

Auf diesem Weg werden die Strate-

gien des Online-Handels und die 

Vorteile des stationären Handels 

sinnvoll miteinander kombiniert. 

Dies betrifft etwa den Umtausch, 

die Abholung und Belieferung von 

Waren und nicht zuletzt die Bera-

tung der Kunden. Digitalisierung im 

Handel muss aber mehr bedeuten 

als die schlichte Eröffnung von On-

line-Shops. Es gilt für den stationä-

ren Einzelhandel, wie oft schon er-

folgt, auch Anwendungen wie In-

nennavigation, digitale Produktin-

formationen oder mobile Bezahl-

systeme vorzuhalten. Derartige An-

sätze müssen handelsseitig ausge-

baut und im Kundeninteresse fort-

entwickelt werden. Die Verschmel-

zung der Vertriebswege des Han-

dels sowie die „Digitalisierung der 

Geschäfte“ ist daher die größte 

Serviceoffensive des Handels. 

 

Innovationen wie Navigation in Ge-

schäften oder mobile Bezahlsys-

teme setzen allerdings den Zugriff 

des Kunden auf das Internet vo-

raus. Dies ist in der Regel nur über 

WLAN möglich. Ein offenes WLAN 

und ein flächendeckendes Breit-

bandnetz, gerade in Innenstädten, 

sind daher zu forcieren. Auf diesem 

Weg können nicht nur digitale An-

gebote des Handels, sondern auch 

der Verwaltung, des ÖPNV, der 

Gastronomie und sonstiger Dienst-

leister genutzt werden. Folge ist 

eine Attraktivitätssteigerung der In-

nenstädte. Eine vom Institut für 

Handelsforschung (IFH) durchge-

führte Kundenbefragung belegt: 
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Rund zwei Dritteln aller Innenstadt-

besucher ist heute ein kostenfreier 

Internetzugang wichtig (IFH Köln, 

Vitale Innenstädte, 2016). 

 

Vernetzungen schaffen:  

Lokale Online-Marktplätze  

nutzen 

 

Lokale Online-Marktplätze sind ein 

sinnvolles Instrument, damit der 

stationäre Einzelhandel Warensor-

timente im Internet präsentiert und 

- in der jeweiligen Region und dar-

über hinaus - auf sich aufmerksam 

macht. Erfahrungen zeigen, dass 

die Kunden solche Angebote an-

nehmen und nach einer Produktsu-

che auf dem Online-Marktplatz ihre 

Waren und Dienstleistungen beim 

Händler „vor Ort“ einkaufen, ein-

schließlich eigener Lieferservices 

der beteiligten Händler.  

 

Problematisch ist zum Teil die man-

gelnde Bekanntheit derartiger Por-

tale. Daher ist eine gezielte Öffent-

lichkeitsarbeit einschließlich geeig-

neter „Marketingkonzepte“ nötig. 

Diese können die Kommunen im 

Rahmen der kommunalen Wirt-

schaftsförderung aktiv unterstüt-

zen, indem auf der städtischen 

Frontpage ein Link zu dem entspre-

chenden lokalen Online-Marktplatz 

angeboten wird. Dies garantiert ei-

nen einheitlichen „Weg des Kun-

den“ zu den Online-Marktplätzen.  

 

Um den Aufwand für die Einstellung 

neuer Produkte auf eine Online-

Plattform beziehungsweise ein 

Webkaufhaus zu reduzieren, emp-

fiehlt sich handelsseitig die Anbin-

dung von digitalen Warenwirt-

schaftssystemen. Nur so wird im 

Ergebnis die Teilnahme von Händ-

lern an einer Online-Plattform at-

traktiv und vom Zeitaufwand reali-

sierbar. 

 

 

 

Breitbandausbau  

schnell forcieren  

 

Digitale Innovationen benötigen 

eine entsprechende technische Inf-

rastruktur. Daher muss die flächen-

deckende Versorgung mit einer 

leistungsstarken Breitbandinfra-

struktur, für die der Bund nach Art. 

87f des Grundgesetzes die Verant-

wortung hat, in Deutschland weiter-

hin absolute Priorität besitzen. Nur 

wenn diese vorhanden ist, können 

Städte und Handel – insbesondere 

auch in ländlichen Räumen – die 

Chancen der Digitalisierung nut-

zen. Auch wenn in den letzten Jah-

ren Fortschritte erzielt wurden, sind 

gerade die ländlichen Regionen 

vielfach nicht ausreichend oder gar 

nicht mit Breitband versorgt. Dies 

muss sich schnell ändern, damit 

Bürgerinnen und Bürger, die Kom-

munen sowie die Unternehmen von 

der Digitalisierung profitieren kön-

nen. Dazu bedarf es einer klugen 

und ausgewogenen Ausbaustrate-

gie. Auch wenn Ziel die Versorgung 

mit Glasfaseranschlüssen ist, muss 

der Grundsatz „Flächendeckung 

vor Hochgeschwindigkeit“ lauten.  

 

Service verbessern –  

Innenstadteinkauf als Erlebnis 

 

Beim stationären Einkauf kann und 

muss der Handel seine Vorteile voll 

ausspielen. Dazu gehören zum Bei-

spiel die Schaffung einer „Wohlfühl-

atmosphäre" und das Ansprechen 

der emotionalen Seite der Kunden. 

Freundliche und kompetente Mitar-

beiter/Innen, ein attraktiv aufberei-

tetes und präsentiertes Warensorti-
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ment, Kinderbetreuung in den Ge-

schäften, integrierte Cafés oder Le-

seräume etc. können einen echten 

Mehrwert bringen. Der Einkauf in 

der eigenen Stadt muss zum Erleb-

nis werden. 

 

Kooperationen stärken –  

Stadtmarketing forcieren 

 

Eine aktive Zusammenarbeit der 

Händler untereinander sowie eine 

enge Abstimmung aller Innenstadt-

akteure (Städte, Handel, Stadtmar-

keting und Immobilieneigentümer) 

ist eine Grundvoraussetzung für 

eine funktionierende Innenstadt.  

 

Insbesondere ein gutes Stadtmar-

keting erweist sich als hilfreiches 

Instrument, alle betroffenen Ak-

teure im Sinne einer Verantwor-

tungsgemeinschaft an einen Tisch 

zu bringen. Hierzu gehören auch 

gut vernetzte City-Manager, die ins-

besondere als „Kümmerer“ zwi-

schen Handel, Immobilieneigentü-

mern und der Wirtschaftsförderung 

für den Teilraum Innenstadt erfolg-

reich vermitteln und koordinieren. 

Bezüglich des genauen Inhalts so-

wie Aufbaus einer solchen koordi-

nierenden Funktion stehen zum 

Beispiel die Bundesvereinigung 

City- und Stadtmarketing Deutsch-

land sowie der CityManagment 

Verband Ost beratend zur Verfü-

gung. Bei komplexen Prozessen 

macht zudem die Einbindung neut-

raler Moderatoren Sinn. 

 

Private Initiativen fördern 

 

Bereits erfolgreich erprobte Instru-

mente wie Business Improvement 

Districts (BID) oder Immobilien- und 

Standortgemeinschaften (ISG) als 

private Initiativen der Stadtentwick-

lung sollten und müssen weiter 

ausgebaut werden.  

 

Diese nur in einigen Bundesländern 

(zum Beispiel in Berlin, Baden-

Württemberg, Hamburg, Hessen, 

NRW, Sachsen) auf gesetzlicher 

Grundlage vorgesehenen Instru-

mente können zur Aufwertung des 

städtebaulichen Umfelds, aber 

auch zum Ausbau der digitalen Inf-

rastruktur in den Innenstädten bei-

tragen. Wünschenswert wäre eine 

Vereinheitlichung der gesetzlichen 

Grundlagen, um noch stärker ge-

genseitig von den Erfahrungen zu 

profitieren. 

 

Gleichzeitig sollten weitere freiwil-

lige Maßnahmen des Handels, wie 

etwa gemeinsame „Service- und 

Standortoffensiven“ oder unter den 

Händlern abgestimmte Ladenöff-

nungszeiten, verstärkt genutzt wer-

den. Ziel muss es sein, im Sinne 

des Satzes „Die (Innen-)Stadt, das 

sind wir alle“ gemeinsam für den 

„Standort Innenstadt“ zu werben, 

die Attraktivität zu erhöhen und die 

Kunden durch eine Verbesserung 

der Servicequalität langfristig zu 

binden. 

 

Immobilieneigentümer  

in der Pflicht 

 

Immobilieneigentümer und -pro-

jektentwickler haben in der Praxis 

einen maßgeblichen Einfluss auf 

die Entwicklung der Innenstädte. 

Sie müssen ihrer Verantwortung 

gerecht werden und einen eigenen 

Beitrag zur erfolgreichen Bewälti-

gung des strukturellen Wandels 

leisten. Eine einseitige Gewinnma-

ximierung durch überzogene Miet-

forderungen ist kontraproduktiv und 

nutzt niemandem. Sie führen zu 

Leerständen und in der Folge zu ei-

ner Abwärtsspirale ganzer Straßen-

züge und Quartiere.  

 

Getreu dem Motto „Eigentum ver-

pflichtet“ (siehe Art. 14 II Grundge-

setz) sind auch die Eigentümer von 

Handelsimmobilien aufgerufen, 

eine angemessene Mietpreispolitik 

zu betreiben und neue Formen, wie 

etwa frequenzabhängige Mieten-

staffelungen, umzusetzen. Dies 

kann gerade den inhabergeführten 

und stationären Einzelhandel unter-

stützen und im Ergebnis zu einer 

Stabilisierung der Innenstädte bei-

tragen. Unrentabel gewordene Ver-

kaufsflächen können zudem durch 

Umnutzungskonzepte neu belebt 

werden, indem sie etwa Dienstleis-

tungsunternehmen zur Verfügung 

gestellt werden, aber auch zu 

Wohnraum umfunktioniert werden. 

Als weitere Option kommen Zwi-

schennutzungen leer stehender Im-

mobilien in Betracht. Hier empfiehlt 

sich eine enge Abstimmung zwi-

schen Immobilieneigentümern, 

Händlern und Kommune, zum Bei-

spiel in Form eines aktiven Leer-

standmanagements. 

 

Lebendige Innenstädte schaffen 

 

Lebendige Innenstädte haben weit 

über die Versorgung hinaus zent-

rale Bedeutung. Für die Bürger-

schaft und die Touristen haben In-
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nenstädte einen hohen Identifikati-

onswert. Sie sind Aufenthaltsmittel-

punkt und bilden die „Visitenkarte" 

einer Stadt. Städte und Gemeinden 

sind daher in der Pflicht. Sie kön-

nen ihrer Verantwortung zur Bele-

bung der Innenstädte, insbeson-

dere durch gestalterisch gelungene 

Einkaufsstraßen, durch Plätze mit 

hoher Aufenthaltsqualität, durch 

gute Wegebeziehungen zwischen 

den Einzelhandelslagen, durch ei-

nen gut ausgebauten ÖPNV, durch 

ein gutes Parkplatzangebot und 

nicht zuletzt durch die Gewährleis-

tung von Sicherheit und Sauberkeit 

nachkommen. 

 

Nutzungsmischung  

 

Vor allem Einkaufsstraßen und 

Plätze mit hoher Aufenthaltsqualität 

und Baukultur sind von großer Be-

deutung. Ein ansprechendes Gast-

ronomieangebot mit Außenbestuh-

lung im Frühjahr und Sommer ge-

hören ebenso wie (Wochen-

)Märkte mit dem Angebot regiona-

ler Waren sowie kulturelle Veran-

staltungen zur lebendigen Innen-

stadt dazu. Ergänzende Angebote, 

wie etwa Stadtführungen, können 

dazu beitragen, die Identifikation 

mit der Stadt oder Gemeinde zu er-

höhen. Kommunen sollten auch 

Wert darauf legen, Spielplätze für 

Kinder sowie ausreichende Sitzge-

legenheiten als Treffpunkte der 

Kommunikation in den Ortszentren 

vorzuhalten. 

 

Die „Stärkung der Mitte“ ist nicht nur 

ein Anliegen von Handel und Kom-

munen. Sie betrifft auch die Bürge-

rinnen und Bürger selbst und die 

vielen anderen privaten Akteure. 

Gemeinsames Ziel muss es sein, 

lebendige Innenstädte zu erhalten 

und diese zu stärken. Diese benöti-

gen nicht nur den Einzelhandel, 

sondern eine gesunde Nutzungsmi-

schung von Dienstleistungen, Woh-

nen, Arbeiten, Freizeit und Kultur. 

 

Baukultur schafft  

Lebensqualität 

 

Eine qualitätsvolle Planungs- und 

Baukultur ist ein wichtiger Baustein 

für vitale Innenstädte. Eine gute 

Baukultur bringt nicht nur für die 

Bewohner einen Mehrwert. Im Er-

gebnis profitieren gerade die örtli-

che Wirtschaft und der Handel, 

auch durch höhere Touristenzahlen 

und steigende Kaufkraft. 

 

Der Erhalt und die Schaffung einer 

guten Baukultur ist dabei eine Ge-

meinschaftsaufgabe der Kommu-

nen, der örtlichen Wirtschaft und 

des Handels sowie der Architekten 

und der Immobilienwirtschaft. 

Städte und Gemeinden stehen als 

Planungsträger und Baugenehmi-

gungsbehörden, als Gebäudebesit-

zer sowie als Vorbild für ihre Bürge-

rinnen und Bürger hierbei in einer 

besonderen Verantwortung. Sie 

können durch die Durchführung 

von Planungs- und Gestaltungs-

wettbewerben, durch die Einset-

zung kommunaler Gestaltungsbei-

räte sowie durch den Erlass und die 

Umsetzung von Erhaltungs-, Ge-

staltungs- und Denkmalschutzsat-

zungen gute Voraussetzungen für 

die Gewährleistung einer qualitäts-

vollen Baukultur schaffen. 

 

Einzelhandels- und  

Zentrenkonzepte umsetzen 

 

Für die Kommunen kommt hinzu, 

dass Maßnahmen zur Belebung 

der Innenstädte und Ortskerne in 

der Regel nur dann erfolgreich sind, 

wenn sie auf der Grundlage inte-

grierter Einzelhandels- und Zen-

trenkonzepte abgestimmt und um-

gesetzt werden. Durch fundierte 

Konzepte kann der innerstädtische 

Einzelhandel rechtssicher, verläss-

lich und zielorientiert weiterentwi-

ckelt werden. Neben der Umset-

zung der eigenen stadtplaneri-

schen Zielvorstellungen wird auch 

den ortsansässigen Händlern so-

wie auswärtigen Investoren und 

Händlern Planungssicherheit für 

ihre Investitionen gegeben. Die re-

gelmäßige Fortschreibung der Kon-

zepte ermöglicht es zudem, auf 

sich verändernde Rahmenbedin-

gungen durch entsprechende Modi-

fizierungen flexibel zu reagieren. 

Hierbei sind auch die Verände-

rungsprozesse im Handel zu be-

rücksichtigen, wie zum Beispiel der 

Kaufkraftabfluss durch den Online-

Handel. 

 

Interkommunale  

Kooperationen  

ausbauen 

 

Die kommunale Steuerung des 

großflächigen Einzelhandels über 

§ 11 Abs. 3 Baunutzugsverordnung 

(BauNVO) mit einer städtebauli-

chen Verträglichkeitsprüfung muss 

zudem konsequent angewendet 

werden. Nicht integrierte Handels-

standorte sind in der Tendenz in-

nenstadtunverträglich. Sie müssen 
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stets einer besonderen Einzelfall-

prüfung unterzogen werden. Inso-

weit  kommt auch interkommunal 

abgestimmten Einzelhandelskon-

zepten eine wichtige Funktion zu. 

Nur durch verbindliche Spielregeln 

zur Ansiedlung von großflächigen 

Einzelhandelsvorhaben auf inte-

grierten Standorten kann ein Über-

hang an Verkaufsflächen und ein 

„Kannibalismus" sowohl innerhalb 

verschiedener Kommunen als auch 

innerhalb des Handels verhindert 

werden. 

 

Ladenöffnungszeiten 

flexibilisieren 

 

Die Laden- und auch Sonntagsöff-

nungszeiten werden in Deutsch-

land durch die Ladenöffnungsge-

setze der Länder geregelt. Ange-

sicht der Vielfalt in der kommunalen 

Landschaft sollten es die Landes-

gesetzgeber den Kommunen zu-

künftig ermöglichen, ihre Gestal-

tungsmöglichkeiten bei den jeweili-

gen Öffnungszeiten verstärkt aus-

zuüben. 

 

Immer wieder heben Verwaltungs-

gerichte kommunale Verordnungen 

zur Sonntagsöffnung auf, weil sie 

den sogenannten Anlassbezug 

(zum Beispiel Sonntagsöffnung nur 

aus Anlass von örtlichen Festen, 

Märkten, Messen oder ähnlichen 

Veranstaltungen) nicht hinreichend 

begründet haben. Daher ist es er-

forderlich, dass die in den Länder-

regelungen existierenden „Anlass-

bezüge“ gestrichen werden. Ziel 

muss es sein, dass Städte und Ge-

meinden im Einvernehmen mit dem 

örtlichen Handel die Freiheit erhal-

ten, eigenständig die gesetzlich 

festgelegte Anzahl verkaufsoffener 

Sonntage terminlich festzulegen.  

 

Im Übrigen müssen Sonn- und Fei-

ertage grundsätzlich als Tage un-

serer christlichen Kultur, der Erho-

lung und der Ruhe verkaufsfrei blei-

ben. Gelegentliche Sonntagsöff-

nungen müssen aber möglich sein. 

Dadurch kann regionalen und auch 

lokalen Besonderheiten Rechnung 

getragen werden. Denn im Ergeb-

nis können Innenstädte vor einer 

weiteren Verödung auch dadurch 

bewahrt werden, dass sie außer-

halb der üblichen Öffnungszeiten 

wieder zu lebendigen Orten des 

Handels, der Kultur und der Freizeit 

werden.  

 

Masterplan Mobilität umsetzen – 

Lieferverkehre reduzieren 

 

Angesichts der aktuellen Heraus-

forderungen im Verkehrsbereich 

sind ein Masterplan Mobilität und 

eine Verkehrswende für unsere 

Städte und Gemeinden erforder-

lich. Diese Verkehrswende muss 

als Gemeinschaftsprojekt von 

Bund, Ländern, Kommunen, den 

Unternehmen der Mobilitätsbran-

che und auch dem Handel zügig 

umgesetzt werden. Aufgrund der 

hohen Verkehrsdichte und damit 

verbundener Feinstaub- und Stick-

oxidemissionen drohen in zahlrei-

chen Innenstädten inzwischen 

Fahrverbote. Diese hätten aber er-

hebliche Auswirkungen auf inner-

städtische Lieferverkehre sowie auf 

den Kundenverkehr. Statt isolierter 

Fahrverbote, die nur an Sympto-

men kurieren und daher vermieden 

werden müssen, bedarf es einer 

umfassenden Verkehrswende.  

 

Ein Masterplan „Verkehrswende“ 

muss insbesondere die Mobilität 

von Menschen und Gütern und da-

mit auch die Lebendigkeit der In-

nenstädte gewährleisten. Damit 

sind Fahrverbote in unseren Innen-

städten nicht vereinbar. Vielmehr 

ist ein Bündel verschiedener Aktivi-

täten erforderlich. Tragend sind da-

bei konkrete Maßnahmen, die 

Schadstoffe bereits an der Quelle 

vermeiden beziehungsweise redu-

zieren, eine Stärkung des ÖPNV, 

die digitale Vernetzung der Ver-

kehrsangebote, eine stärkere För-

derung des Radverkehrs, ein ver-

mehrtes Carsharing und eine an-

wendungsorientierte Förderung der 

Elektromobilität bei Fahrzeugen 

mitsamt der Schaffung einer ein-

heitlichen Ladeinfrastruktur. 

 

Die für den Handel relevanten in-

nerstädtischen Lieferverkehre müs-

sen ebenfalls optimiert werden. Für 

die Belieferung der Innenstädte 

müssen möglichst emissionsarme 

Lösungen, wie zum Beispiel Sam-

meldepots für Paket- und Zustell-

dienste an verträglichen Standorten 

außerhalb der Innenstädte mit an-

schließender Anlieferung der Wa-

ren durch Elektrofahrzeuge oder 

Lastenfahrräder, gefunden werden. 

Kommunale Modellprojekte müs-

sen durch Bund und Länder geför-

dert und eine Flexibilisierung au-

ßerhalb der Hauptverkehrszeiten 

zur Entzerrung der Verkehrsspitzen 

forciert werden. 
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Städtebauförderung stärken 

 

Eine dauerhafte und angemessene 

Städtebauförderung trägt dazu bei, 

die Rahmenbedingungen für leben-

dige Innenstädte und Ortskerne, 

sowohl in großen Städten als auch 

im ländlichen Raum, in Zukunft wei-

ter zu verbessern. Die Mittel der 

Bundesstädtebauförderung müs-

sen hierzu langfristig auf mindes-

tens eine Milliarde Euro pro Jahr 

festgesetzt und die Co-Finanzie-

rung durch die Länder muss sicher-

gestellt werden. 

 

Allianz für Innenstädte 

 

Der Deutsche Städte- und Gemein-

debund hat mit dem Handelsver-

band Deutschland (HDE) bereits im 

Jahr 2016 die „Allianz für Innen-

städte“ ins Leben gerufen. Im Rah-

men dieser Allianz soll über die 

Herausforderungen der Digitalisie-

rung sowie der Nahversorgung mit 

allen relevanten Akteuren diskutiert 

werden. Weitere Informationen, 

auch zu geplanten Veranstaltun-

gen, sind im Internet unter 

www.dstgb.de (Rubrik: Schwer-

punkte / Städtebau / Allianz für In-

nenstädte) erhältlich. 

 

Berlin, 31.01.2018 

 


